
Selbstbestimmungsgesetz  –  der
große Durchbruch oder nur ein
kleiner  Schritt  in  die  richtige
Richtung?
Von Pauline P., August 2023

Das Selbstbestimmungsgesetz ist vom Bundeskabinett beschlossen und die
40 Jahre lange Diskriminierung von trans, inter und nicht-binären Personen
durch das TSG (Transsexuellengesetz) hat ab dem 1. November 2024 (dann
soll das Selbstbestimmungsgesetz in Kraft treten und das TSG ersetzen) ein
Ende. So berichten es zumindest viele Medien. Doch kann man das wirklich
so pauschalisieren? Klar ist: Es ist nicht zu leugnen, dass es ein Schritt in die
richtige Richtung ist. Es ermöglicht trans, inter und nicht-binären Personen
eine  Änderung  des  Geschlechtseintrags  sowie  ihrer  Vornamen  im
Personenstandsregister durch eine einfache Erklärung beim Standesamt. Ein
Fortschritt ,  denn  das  Transsexuel lengesetz  erforderte  zur
Personenstandsänderung die  Vorlage eines  ärztlichen Attests  und in  den
meisten  Fällen  sogar  die  Einholung  von  Gutachten  in  einem
Gerichtsverfahren – beides nervenaufreibende und letzteres kostenintensive
Prozesse.  Während  die  diskriminierenden  und  entmenschlichenden
Gutachten bei der Änderung von Geschlechtseintrag und Vornamen künftig
wegfallen,  bleiben  sie  an  anderer  Stelle  jedoch  erhalten.  Für
geschlechtsangleichende  Maßnahmen  sind  häufig  weiterhin  langwierige
ärztliche  Gutachten  notwendig.

Das  Selbstbestimmungsgesetz  trieft  vor
Misstrauen
Schaut man sich das Selbstbestimmungsgesetz genauer an, bemerkt man
schnell: Eine große Portion Misstrauen ist mit eingeflossen. So besteht für
die  Änderung  von  Namen  und  Geschlechtseintrag  eine  dreimonatige
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Anmeldefrist,  bis  ein  Termin  angetreten  werden  kann  und  auch  nach
erfolgreicher  Änderung  gilt  eine  einjährige  Sperrfrist  für  eine  erneute
Änderung.  Diese  Paragraphen  sprechen  trans,  inter  und  nicht-binären
Personen die Ernsthaftigkeit ab, unterstellen willkürliche Änderungen und
sind damit nichts anderes als  diskriminierend. Leider sind dies nicht die
einzigen  Misstrauens-Paragraphen.  Veranstalter*innen  und
Eigentümer*innen ist es laut Selbstbestimmungsgesetz erlaubt, trans, inter
und nicht-binäre Personen aus expliziten Frauenräumen (z.B. Frauensauna,
Frauenhäuser) auszuschließen, was jenen die Identität abspricht und sie als
potentielle Gefahrenquelle für andere Frauen abstempelt. Auch im Sport sind
Veranstalter*innen  nicht  dazu  verpflichtet,  den  Geschlechtseintrag  ernst
zunehmen,  was  schlichtweg  diskriminierend  ist  und  das  Vorurteil  eines
angeblichen Leistungsvorteils gesetzlich festnagelt.

Die Identität wird ebenfalls im Falle einer Kriegsbeteiligung Deutschlands
nicht ernst genommen. Ist die Änderung des Geschlechtseintrages nicht vor
mindestens 2 Monaten erfolgt, so müssen trans Personen, in deren Ausweis
zuvor  ein  „männlich“  stand,  zum  Wehrdienst  anrücken.  In  Zeiten  der
imperialistischen  Neuaufteilung  der  Welt,  zunehmender  aggressiver
Militarisierung  und  Sondervermögen  ist  also  klar,  dass  die  herrschende
Klasse an dieser Stelle nicht auf ihr Kanonenfutter verzichten will. So weit,
so menschenverachtend.

Das  Selbstbestimmungsgesetz  trieft  vor  Misstrauen  und  zeigt,  dass
selbsternannte transexkludierend „Feministinnen“ ebenso viel,  wenn nicht
sogar mehr,  Geltung geschenkt wird,  wie Betroffenen. Es scheint so,  als
wage  die  Bundesregierung  mit  diesem  Selbstbestimmungsgesetz  den
Versuch  einer  Befriedung  zwischen  TERFs  (transeexkludierend
Radikalfeministinnen)  und  progressiven  Kräften.  Wir  sagen  ganz  klar:
transfeindlichen Personen und Positionen darf kein Gehör geschenkt werden!

Die Scheinheiligkeit der Bundesregierung
Dass die Bundesregierung jedoch genau dies tut,  versucht sie unter den
Tisch zu kehren. So fallen Zitate wie „Mit dem Selbstbestimmungsgesetz
verwirklichen wir das Recht jedes Menschen, in seiner Geschlechtsidentität



g e a c h t e t  u n d  r e s p e k t v o l l  b e h a n d e l t  z u  w e r d e n .  D a s
Selbstbestimmungsgesetz  dient  dem  Schutz  lang  diskriminierter
Minderheiten und ist ein gesellschaftspolitischer Fortschritt“ von Seiten der
Bundesfamilienministerin  Lisa  Paus.  Aber  in  Wirklichkeit  kann  sich  die
herrschende Klasse hier als linksbürgerlich und progressiv hinstellen, ohne
viel  dafür  tun  zu  müssen.  Eine  kleine  Gesetzesänderung  für  den
fortschrittlichen Anstrich kostet eben nichts im Gegensatz bspw. zum Ausbau
von Schutzhäusern für Frauen und queere Personen oder eine kostenfreie
Gesundheitsversorgung für trans Personen und für alle anderen auch. Des
Weiteren profitiert die herrschende Klasse auch massiv um die Debatte um
trans Personen und das SBG, es ist absolut nicht in deren Sinne, dass es
einfach  stillschweigend  angenommen  wird.  Denn  durch  den  öffentlichen
Aufschrei  rechter  und  konservativer  Kräfte  hinsichtl ich  der
Gesetzesänderungen  lässt  sich  zum  einen  dafür  sorgen,  dass  die
Arbeiter_Innenklasse ihr gemeinsames Interesse aus den Augen verliert und
sich  spalten  lässt  und  zum  anderen,  dass  die  immer  wiederkehrenden
kapitalistischen  Krisen  und  ihre  massiven  Auswirkungen  auf  den
Lebensstandard und die Rechte der Arbeiter_Innnenklasse einfach in den
Hintergrund gedrängt werden können. Das heißt natürlich nicht, dass wir
uns nicht für die Rechte von trans Personen einsetzen sollten, wir müssen
aber im Hinterkopf behalten, dass die herrschende Klasse überhaupt kein
Interesse an der Befreiung sozial und geschlechtlich Unterdrückter hat.

Dass  die  Geschlechtsidentität  durch  das  Selbstbestimmungsgesetz  nicht
vollumfänglich geachtet und respektiert wird, wurde bereits aufgezeigt. Doch
wie  sieht  es  mit  der  Sicherheit  aus?  Die  Meldebehörde  informiert  die
Bundespol izei ,  das  Bundeskriminalamt,  das  Bundesamt  für
Verfassungsschutz sowie das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge über
jegliche Änderungen von Geschlechtseinträgen, damit diese auch danach die
Möglichkeit haben, Identitäten lückenlos nachzuverfolgen. Listen von trans,
inter und nicht-binären Personen zu erstellen und an die Behörden weiter zu
reichen ist mit angeblichen „Schutz lang diskriminierter Minderheiten“ nicht
zu vereinbaren. In das Recht der Selbstbestimmung wird zudem eingegriffen,
wenn  eine  Abschiebung  bevorsteht.  Das  Bundesministerium  äußerte  die
Sorge, dass sich Betroffene durch eine Änderung vom Geschlechtseintrag vor



ausländerrechtlichen Ausweisungen drücken können. Misstrauen blitzt auch
hier durch. Aber für uns als Marxist_Innen ist klar: da steckt noch mehr
dahinter. Die Änderungen von Namen und somit Identitäten widersprechen
dem  bürgerlichen  Rechtsverständnis  und  verhindern  den  reibungslosen
Ablauf der Strafverfolgung. Die Interessen von trans Personen stehen also in
einem unüberwindbaren Widerspruch zum bürgerlichen Staat.

Was tun?
Wir sehen also: Das Selbstbestimmungsgesetz grenzt an vielen Punkten das
ein, was es sich auf die Fahne schreibt – nämlich die Selbstbestimmung. Wir
nehmen das nicht ohne weiteres hin. Bis das Gesetz in Kraft tritt, bleibt noch
einiges  an  Zeit,  unsere  Unzufriedenheit  kund  zu  tun.  Wir  müssen  die
diskriminierenden Aspekte  des  Selbstbestimmungsentwurfs  aufzeigen und
für  deren  Streichung  kämpfen.  Doch  da  soll  unser  Kampf  keinen  Halt
machen! Das Selbstbestimmungsgesetz ist zwar ein Schritt in die richtige
Richtung, doch – auch wenn die diskriminierenden Paragraphen gestrichen
sind – es kratzt nur an der Oberfläche. Um die Befreiung alles Geschlechter
zu erreichen, müssen wir die Ursache aller Diskriminierung bekämpfen: das
ausbeuterische, kapitalistische System, welches jegliche Identitäten jenseits
von  cis  und  heterosexuell  fürchtet,  da  diese  das  Ideal  der  bürgerlichen
Familie hinterfragen und somit  die Ausbeutung in Form von unbezahlter
Reproduktionsarbeit  innerhalb  der  Familie  gefährden,  welche  für  das
Fortbestehen  des  Kapitalismus  aber  elementar  ist.

Wir fordern:

Selbstbestimmungsrecht über die eigene Identität und den eigenen
Körper!
Kostenlose  Beratung  und  operative,  geschlechtsangleichende
Behandlung, wenn dies von der betroffenen Person gewünscht wird!
Vollständige Finanzierung durch das öffentliche Gesundheitswesen!
Kampf  gegen  die  transphobe  Hetze  der  Rechten  und  sog.
Radikalfeministinnen!
Kampf  der  Diskriminierung  in  Beruf  und  Alltag!  Für  breite



Aufklärungskampagnen,  Selbstverteidigungskomitees  und
Schutzräume  der  Unterdrückten  in  Verbindung  mit  der
Arbeiter_Innenbewegung


